
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 26.02.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 049/2026/0021 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Haupt- und Finanzausschuss 
Oppenheim 

11.03.2026 4 Öff.    

Stadtrat Oppenheim 26.03.2026 6 Öff.    

 
    

 
Stadtsanierung Oppenheim - Förderprogramm "Aktive Stadt - Lebendige Zentren";  
hier: Ausbau Amtsgerichtsplatz - Festlegung des Maßnahmenumfangs für die Antragstel-
lung 2026 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beauftragt auf Grundlage der Planungen des Büros isa, Heltersberg, von 02/2026 (Anlage 
1) sowie dem vorläufigen Finanzierungskonzept des Sanierungsberaters, MAP-Consult GmbH vom 
20.02.2026 (Anlage 2) für den Ausbau des Amtsgerichtsplatzes folgende Förderanträge zu stellen: 
 

1. Förderantrag für die Platzgestaltung mit Ausstattungselementen und Begrünung sowie 
eine öffentliche WC-Anlage im Rahmen des Programmes „Aktive Stadt – Lebendige Zen-
tren“ 
 

2. Förderantrag für die Fahrradabstellanlagen über das Programm „Stadt und Land“ 
a) Fahrradabstellplatz mit Überdachung 
und / oder 
b) Fahrradabstellplatz ohne Überdachung 
und / oder 
c) abschließbare Fahrradbox 

 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       
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 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Duttenhöfer) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Sturm)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiter/in  Fachbereichslei-

ter/in 
 Beigeordnete/r  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Die Maßnahme „Umbau des Amtsgerichtsplatzes“ ist bereits im integrierten städtebaulichen Entwick-
lungskonzept (ISEK) der Stadt Oppenheim als bedeutendes städtebauliches Ziel definiert, um diesen 
wichtigen Stadteingang der Stadt Oppenheim (Ankunftsort von Reisebussen, PKW-Gästen, Radfahrern 
und Wanderern) sowohl gestalterisch als auch funktional nachhaltig zu gestalten. 
 
Dieses Ziel ist im Rahmen der Zustimmung zum ISEK auch vom Land Rheinland-Pfalz anerkannt. Im 
Rahmen des Gesamtverfahrens ist die Umgestaltung des Amtsgerichtsplatzes die letzte öffentliche 
Maßnahme, die noch durchgeführt werden soll.  
 
Mit dem Förderantrag 2026 hat die Stadt Oppenheim letztmalig die Chance, dieses Projekt zur För-
derung anzumelden.  
 
Sollte dies nicht erfolgen, ist eine Förderung im Rahmen dieses Programmes ausgeschlossen und die 
bereits entstandenen Planungskosten müssten ohne Förderung von der Stadt Oppenheim aus deren 
Haushalt finanziert werden. 
 
Aus diesem Grund ist eine zeitnahe Entscheidung der städtischen Gremien von großer Bedeutung.  
 
Bei diesem Beschluss geht es darum, den Umfang der Förderanträge festzulegen, damit ein jeweils mit 
den Gremien abgestimmter Antrag gestellt werden kann. 
 
Die Suche nach weiteren Einsparpotenzialen kann – falls beabsichtigt – dann auch im Nachgang erfol-
gen. Reduzierungen des Maßnahmenumfangs sind grundsätzlich möglich. Erhebliche Planänderungen 
müssten jedoch mit der ADD bzw. dem LBM abgestimmt werden. 
 
 
 
  
 
 


